
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                

                                                                                                                                                      

 
 

PRESSEMITTEILUNG  
 
Experten schlagen Alarm: 2025 fehlen in Berlin und Brandenburg 
über 300.000 Wohnungen – Potsdam und Kreise Oberhav el und 
Potsdam-Mittelmark sind besonders vom Wohnungsmange l betroffen 
 
Berlin, 18. März 2009 – Berlin benötigt bis zum Jahr 2025 knapp 400.000 neue 
Wohnungen, der Bedarf in Brandenburg liegt bei ca. 120.000 neuen Wohnungen. 
Gebaut wird allerdings viel weniger: 2008 wurden in Berlin und Brandenburg jeweils ca. 
5.000 neue Wohnungen genehmigt. Wenn die Bautätigkeit auf diesem Niveau verharrt, 
werden in Berlin im Jahr 2025 über 290.000 Wohnungen fehlen, in Brandenburg ca. 
23.000. Den absolut höchsten Gesamtbedarf bis 2025 weisen die Kreise Oberhavel mit 
über 19.000 Wohnungen und Potsdam-Mittelmark mit knapp 18.200 Wohnungen auf, 
gefolgt von der Stadt Potsdam mit ca. 15.600 Wohnungen. 
 
Die Berechnungen zum bevorstehenden Wohnungsmangel basieren auf Daten der 
aktuellen Studie „Wohnungsmangel in Deutschland?“ des Eduard Pestel Instituts, die 
den zukünftigen Wohnungsbedarf bis auf die Kreisebene regionalisiert ausweist. Die 
Studie zeigt auf, dass bei der Berechnung des zukünftigen Wohnungsbedarfs nicht nur 
auf demografische Entwicklungen alleine zurückgegriffen werden darf. Neuere Ansätze 
reflektieren vielmehr, dass in Zukunft ein qualitativer Wohnungsstandard an 
Seniorengerechtigkeit und Energieeffizienz benötigt wird, den viele Wohnungen heute 
nicht gewährleisten.  
Bundesweit ergibt sich alleine aus der demografischen Entwicklung ein Neubaubedarf 
von rund 200.000 Wohnungen pro Jahr. Hinzu kommt ein zusätzlicher qualitativer 
Bedarf von 150.000 bis 200.000 Wohnungen jährlich: Die Berechnung dieses 
zusätzlichen qualitativen Bedarfs gründet sich auf Angaben von Vorständen von 
Wohnungsunternehmen, Architekten und Bauingenieuren. Sie gehen davon aus, dass 
bei rund 20 Prozent der Wohnungen der 50er, 60er und 70er Jahre eine Sanierung und 
Modernisierung nicht sinnvoll erscheint. Wirtschaftlich günstiger sind hier Abriss und 
Neubau. 
 
Auf dem Forum Wohnungsbau, dem jährlichen Treffen der Branche in Berlin, 
diskutierten Experten aus Politik, Immobilien- und Bauwirtschaft die Folgen des 
Wohnungsmangels für Senioren und Familien und die notwendigen 
Effizienzsteigerungen im Wohnbereich. „Wenn die Politik nicht eingreift, drohen höhere 
Mieten, soziale Spannungen und eine erhöhte Kostenbelastung der Sozialsysteme 
aufgrund fehlender seniorengerechter Wohnungen“, warnte der Präsident des 
Deutschen Mieterbundes, Dr. Franz-Georg Rips. „Die Politik muss auf den 
Wohnungsbedarf reagieren und neue Instrumente zur Ankurbelung des Neubaus 
entwickeln.“ 
 
Dementsprechend standen die notwendigen Maßnahmen zur Verbesserung der Lage 
im Wohnungsbau im Mittelpunkt der Diskussionen auf dem Forum. Generell besteht 
Einigkeit, dass private Investitionen besser gefördert und die Anlageform Wohnraum 
gestärkt werden muss. Konkret vorgeschlagen wurden deswegen die Erweiterung der 
KfW-Förderung zum energieeffizienten und seniorengerechten Umbau sowie ein KfW-
Programm für den Bestandsersatz zur kombinierten Förderung von Abriss und Neubau. 
Als weitere sinnvolle Instrumente wurden Hilfen zur Unterstützung der Wohneigen-
tumsbildung, wie z.B. über eine Einkommensteuerermäßigung, oder ein befristeter 
Schuldzinsabzug bis 2011 diskutiert. Um die Finanzierung von Neubauten für Bauher-
ren langfristig planbar zu machen, wurden auch die steuerlichen Abschreibungsbedin-
gungen für Wohnimmobilien thematisiert. Dabei diskutierten die Teilnehmer neben der 
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Erhöhung der Sätze von gegenwärtig linear 2 % auf mindestens 4 % auch die Wieder-
einführung der degressiven AfA.  
 
Die ausführliche Studie zum Wohnungsmangel in Deutschland mit regionalisierten 
Daten sowie weitere Informationen zum Forum, Statements der Sprecher und das 
dazugehörige Positionspapier der Immobilien- und Wohnungsunternehmen finden Sie 
unter: www.impulse-fuer-den-wohnungsbau.de 
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Über den Deutschen Mieterbund (DMB) 
Der Deutsche Mieterbund ist die Interessenvertretung aller Mieterinnen und Mieter in 
Deutschland. Er ist die Dachorganisation von 322 örtlichen Mietervereinen, die in 15 
Landesverbänden organisiert sind. Der Deutsche Mieterbund tritt ein für umfassenden 
Mieterschutz, bezahlbare Mieten, ein leistungsstarkes Wohngeld und ein ausreichendes 
Wohnungsangebot und die Beibehaltung und stetige Förderung des sozialen Wohnungsbaus. 
Daneben sind Fragen des Städtebaus und der Stadtentwicklung, Maklerrecht, Nebenkosten, 
Heizkostenverordnung und Umweltfragen Bereiche, zu denen der Deutsche Mieterbund 
Vorschläge erarbeitet und kritisch Stellung nimmt. 
 
Über den Bundesverband Deutscher Baustoff-Fachhande l e.V. (BDB) 
Der BDB vertritt die Interessen von über 900 Mitgliedsfirmen, die im vergangenen Jahr an 2.200 
Standorten mit über 41.000 Beschäftigten einen Umsatz von 13,3 Milliarden Euro erzielten. Der 
Verband hat am 1.1.2009 seinen Sitz von München nach Berlin verlegt, um dort die Interessen 
gegenüber den Zielgruppen Politik, Industriepartner, Planer und Handwerker zentral zu 
positionieren. Zu den Kunden des Baustoff-Fachhandels zählen Profikunden wie 
Bauunternehmen und Handwerker ebenso wie private Bauherren. 
 
Über den BFW Bundesverband Freier Immobilien- und W ohnungsunternehmen e.V. 
Dem Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen als Spitzenverband der 
unternehmerischen Wohnungs- und Immobilienwirtschaft gehören derzeit rund 1.600 Mitglieder 
und verbundene Unternehmen an. Sie verwalten momentan einen Wohnungsbestand von rund 
3,2 Millionen Wohnungen sowie Gewerberäume von insgesamt 10,4 Millionen Quadratmeter 
Nutzfläche. 
 
Über die Deutsche Gesellschaft für Mauerwerksbau e. V. (DGfM) 
Die DGfM ist der Dachverband der Mauerstein erzeugenden Industrien. Die Gesellschaft vertritt 
die gemeinschaftlichen Interessen des Mauerwerksbaus. Rund 80 Prozent aller 
Wandkonstruktionen im deutschen Wohnungsbau werden im Mauerwerk errichtet. Als 
Wirtschaftsverband wahrt die DGfM die Interessen ihrer Mitglieder etwa gegenüber 
Bauordnungsbehörden und nimmt technisch wissenschaftliche Aufgaben sowie die technische 
Interessenvertretung im Bereich der nationalen und europäischen Normung wahr. Derzeit 
repräsentiert die DGfM 225 Firmen mit einem Jahresumsatz von über 1,1 Milliarden Euro. 
 
Über den Bund Deutscher Baumeister, Architekten und  Ingenieure e.V. (BDB) 
Im BDB sind 20.000 Architekten und Ingenieure des Bauwesens - Freiberufler, Angestellte, Beamte, 
unternehmerisch tätige Planer - organisiert, außerdem Studenten der Fachbereiche Architektur und 
Bauingenieurwesen. Hauptziele des BDB sind: den Gedanken des Bauteams zu fördern, das 
heißt: ein gezieltes und verantwortungsbewusstes Zusammenwirken von Architekten, 
Bauingenieuren und Unternehmern bei Planung, Vorbereitung und Ausführung von Bauvorhaben, 
die Qualität des Bauens in allen Bereichen zu erhalten und zu steigern und die Interessen seiner 
Mitglieder in berufs-, bildungs- und gesellschaftspolitischen Belangen zu vertreten. 


